
hinzugezogen und dann ein gesondertes schriftliches 
Protokoll angefertigt werden. Ein solches Verfahren ist 
mit der Arbeitsbelastung, der viele Kreisgerichte aus­
gesetzt sind, nicht vereinbar.
Auch der Auffassung, daß die Zuziehung des Protokoll­
führers bei einem besonderen Verkündungstermin not­
wendig sei, kann nicht zugestimmt werden. In diesen 
Fällen liegt das Unterzeichnete Urteil mit Tatbestand 
und Entscheidungsgründen vollständig vor, so daß der 
Protokolltext in der Regel nur dahin lautet, daß das 
anliegende Urteil durch Verlesen verkündet worden ist. 
Daß in diesem Fall der Vorsitzende allein die ordnungs­
gemäße Verkündung bestätigen kann, ist bisher nie in 
Zwei fei gezogen worden.
Der Auffassung von Cohn, daß das Tonband bis zur 
Rechtskraft des Urteils aufzubewahren ist, muß man 
zustimmen. Die Kosten für die Anschaffung des erfor­
derlichen Vorrats an Tonbändern sind nicht so hoch, 
daß man deshalb die Möglichkeit der Überprüfung der

Richtigkeit des Protokolls einschränken sollte. Die Auf­
bewahrung der Bänder und ihre Beschriftung mit 
Daten und Prozeßangaben muß aber in einer Weise 
erfolgen, die gewährleistet, daß auch wirklich jede 
Verhandlungsaufnahme gefunden werden kann.
Den Gedanken Peilers zur Einführung eines besonderen 
Berichtigungsverfahrens für die mit Hilfe eines Ton­
bandes angefertigten Protokolle stimme ich im Prinzip 
zu. Da aber trotz unserer langen und umfangreichen 
Praxis bisher keine Partei Berichtigung eines Proto­
kolls verlangt hat, könnte man von der formellen Zu­
stellung der Abschrift des Sitzungsprotokolls absehen 
und sich mit der einfachen Übersendung begnügen, 
wobei als Nachweis der Abfertigungsvermerk der 
Geschäftsstelle ausreichen dürfte. Eine mündliche Ver­
handlung sollte freigestellt sein, weil die sachliche 
Berechtigung denkbarer Berichtigungsverlangen von 
der Gegenseite meist schriftlich zugestanden oder leicht 
erkennbar sein wird.
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Schweigepflicht und Aussageverweigerungsrecht des Arztes 
im künftigen Straf- und Strafprozeßrecht

Die wichtige Aufgabe aller Bürger der DDR, an der 
Aufdeckung von Straftaten mitzuwirken und derarti­
gen Handlungen vorzubeugen, wird immer bewußter 
und vollkommener erfüllt. Eine wesentliche Rolle spielt 
dabei die Mitwirkung an der Aufklärung von Straftaten 
durch Anzeigeerstattung sowie als Zeuge oder Sachver­
ständiger im Strafverfahren. Die zunehmende Bedeu­
tung des Sachverständigen, insbesondere des medizini­
schen und psychologischen Gutachters, im Strafprozeß 
erfordert deshalb Klarheit über das Verhältnis der 
moralisch-ethischen Verpflichtung jedes Bürgers, die 
Aufdeckung von Straftaten zu unterstützen, zu der 
rechtlich festgelegten ärztlichen Schweigepflicht einer­
seits und der Möglichkeit der strafprozessualen Aus­
sageverweigerung andererseits.

Probleme der ärztlichen Schweigepflicht
Die umfassende Anerkennung der ärztlichen Schweige­
pflicht durch Gesetz und im täglichen Leben wurzelt 
tief im sozialistischen Humanismus und gewährleistet 
ein enges Vertrauensverhältnis zwischen Arzt und 
Patienten, an dem der sozialistische Staat vollauf inter­
essiert ist und das er auch strafrechtlich schützt. Des­
halb wird auch das künftige Strafgesetzbuch dem Schutz 
des Persönlichkeitsrechts auf Geheimhaltung solcher 
Tatsachen, die der Arzt auf Grund seiner beruflichen 
Tätigkeit erfahren hat, Rechnung tragen. Jedoch er­
geben sich hierbei eine Reihe wichtiger Einzelfragen.
Bestimmung des Personenkreises, der zur Wahrung 
des Berufsgeheimnisses verpflichtet ist 
Neben dem Arzt ist es vor allem der Psychologe, der in 
der modernen Gesellschaft in starkem Maße unmittel­
bar persönliche Angelegenheiten erfährt, an deren 
Nichtweitergabe ein gesellschaftliches Interesse zum 
Schutze der Rechte der Persönlichkeit besteht. Deshalb 
sollte auch dem Psychologen die besondere Verpflich­
tung zur Wahrung des Berufsgeheimnisses obliegen.
Die bisherige Regelung des § 300 StGB führt neben dem 
Arzt weitere Heil berufe auf. wie Hebammen und Apo­
theker. Für die Neufassung ist zu prüfen, ob nicht eine 
umfassendere Aufzählung — so könnte z. B. neben dem

Arzt auch der Zahnarzt zu nennen sein — bzw. eine 
allgemeine Umschreibung der betroffenen medizinischen 
Berufe erforderlich ist.
Problematisch ist es, ob die vom Arzt im Zusammen­
hang mit seiner Diagnose und Therapie herangezoge­
nen Personen, z. B. Krankenschwestern, medizinisch- 
technische Assistentinnen usw., wie bisher unter dem 
allgemeinen Begriff „Gehilfen“ erfaßt werden sollen. 
Diese Formulierung erstreckt sich nicht nur auf Heil­
berufe, sondern auch auf weitere Mitarbeiter des Arz­
tes, z. B. die Arztsekretärin oder in Ausbildung befind­
liche Personen, die ihn in seiner ärztlichen Tätigkeit 
unmittelbar unterstützen. Zur Klarstellung könnte man 
den Begriff „Gehilfen“, der überdies mit der Teil­
nahmeform der Beihilfe eng verbunden ist, durch den 
Begriff „Mitarbeiter“ ersetzen, der sich dann nicht auf 
die komplex zu nennenden Heilberufe erstreckt. 
S c h u r  hat darauf aufmerksam gemacht1, daß neben 
dem unmittelbar mit der ärztlichen Praxis verbundenen 
Personenkreis noch eine Reihe weiterer Bürger mit 
wesentlichen Teilergebnissen ärztlicher Tätigkeit, die 
der Schweigepflicht unterliegen, bekannt wird. Dazu 
zählen vor allem haupt- und nebenamtliche Mitarbei­
ter der Verwaltung Sozialversicherung des FDGB sowie 
Betriebsleiter und deren Mitarbeiter. Diese Personen 
unterliegen bisher keiner strafrechtlich geschützten 
Verpflichtung zur Geheimhaltung.
Mit Recht hat Schur hervorgehoben, daß der Sinn der 
Wahrung des ärztlichen Berufsgeheimnisses nur darin 
gesehen werden könne, daß das Geheimnis umfassend, 
d. h. durch alle Personen und Dienststellen gewahrt 
wird, die davon notwendig Kenntnis erhalten müssen. 
Diesem Erfordernis genüge aber die gegenwärtige ge­
setzliche Regelung nicht. Hinzu komme, daß der Per­
sonenkreis, der bestimmte Teilergebnisse erfährt, un­
kontrollierbar groß sei und dadurch faktisch der ge­
setzliche Geheimnisschutz erheblich aufgelockert, wenn 
nicht sogar aufgehoben werde. Deshalb sei eine exakte 
Bestimmung des Personenkreises erforderlich, der Teil­
ergebnisse der ärztlichen Tätigkeit über diesen Bereich
1 Schur, „Zu einigen Fragen der Schweigepilicht des Arztes", 
Das deutsche Gesundheitswesen 1964, Heft 43, S. 2023 ff.
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